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Stellungnahme des Verbands Wohneigentum e. V. 
 
Der Verband Wohneigentum e. V. begrüßt die Absicht, mit der 
Mantelverordnung steuerliche Verfahren zu vereinfachen und für mehr 
Rechtsklarheit zu sorgen. Für selbstnutzende Eigentümer*innen sind jedoch vor 
allem die Änderungen in der Einkommens-Durchführungsverordnung (EStDV) 
und in der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung (ErbStDV) von 
unmittelbarer Bedeutung.  
 
Die Anhebung der Grenzen gemäß §8 EStDV (Eigenbetrieblich genutzte 
Grundstücksteile) auf 30 m² bzw. 40.000 EUR führt zu einer moderaten 
Vereinfachung. Dennoch bleiben praxisrelevante Unsicherheiten bestehen, 
insbesondere bei Arbeitszimmern und Funktionsräumen. Um Streitigkeiten und 
Verwaltungsaufwand zu vermeiden, sollte der Gesetzgeber klarstellen, dass 
typische Nebenräume sowie häusliche Arbeitszimmer bis 20 m² grundsätzlich als 
privat gelten. Zusätzlich wäre es sinnvoll, die Wertgrenze an den Baupreisindex 
zu koppeln und eine Vereinfachungsregel einzuführen, wonach Räume, die 
weniger als 10 % der Gesamtwohnfläche ausmachen, stets dem Privatvermögen 
zugeordnet werden.  
 
Die Einführung einheitlicher Maßstäbe durch § 9b EStDV – Aufteilung von 
Gesamtkaufpreisen, zur Kaufpreisaufteilung kann Transparenz schaffen. Kritisch 
ist jedoch, dass abweichende Aufteilungen nur durch kostenintensive Gutachten 
möglich sein sollen. Für private Eigentümer*innen entsteht dadurch ein 
erhebliches Kostenrisiko. Besonders problematisch ist dies beim Erwerb 
sanierungsbedürftiger Immobilien: Auch wenn das Gebäude objektiv in einem 
schlechten Zustand ist und erhebliche Investitionen erfordert, könnte die 
standardisierte Aufteilung einen zu hohen Gebäudewert ansetzen. Für 
Eigentümer*innen und Eigentümer bedeutet dies, dass sie steuerlich 
benachteiligt werden, obwohl tatsächlich, Sanierungskosten anfallen. Dies würde 
bedeuten, dass Eigentümer*innen steuerlich benachteiligt werden, obwohl 
tatsächliche Sanierungskosten anfallen. Dies steht im deutlichen Widerspruch zu 
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den Klimazielen der Bundesregierung. Die vorgesehene Arbeitshilfe des 
Bundesfinanzministeriums muss daher als praxistaugliches Standardverfahren 
ausgestaltet werden, um zusätzliche Belastungen zu verhindern.  
 

Die geplante Gutachtenpflicht zum Nachweis einer kürzeren Nutzungsdauer 
führt zu unverhältnismäßigen Mehrkosten für selbstnutzende 
Eigentümer*innen. Besonders problematisch ist dies für Personen, die auf 
umweltfreundliche Baustoffe wie Holz, Lehm und Recyclingbeton setzen. Diese 
Materialien sind ökologisch vorteilhaft, können aber kürzere technische 
Lebensdauern haben. Anstatt solche Bauweisen steuerlich anzuerkennen, 
werden im § 11c EStDV diese durch zusätzliche Gutachtenpflichten benachteiligt. 
Dies konterkariert die Klimaziele der Bundesregierung und schwächt die Anreize 
für nachhaltiges Bauen massiv.  

Der Verband Wohneigentum e. V. fordert daher:  

1. Klarstellung und praxisnahe Ausgestaltung des § 8 EStDV durch eindeutige 
Definitionen, automatische Indexierung der Wertgrenzen und eine 
Flächenanteilsregelung.  

2. Nutzung der BMF-Arbeitshilfe nach §9b EDtDV als Standardverfahren, um 
kostspielige Gutachten zu vermeiden. Dabei muss sichergestellt werden, 
dass Sanierungen von Bestandsgebäuden nicht benachteiligt werden.  

3. Erleichterter Nachweis verkürzter Nutzungsdauern (§ 11c EStDV), etwa 
durch standardisierte Nachweisverfahren oder Bescheinigungen der 
Bauämter, um unzumutbare Gutachtenkosten für selbstnutzende 
Eigentümerinnen und Eigentümer zu vermeiden.  

4. Eine steuerliche Berücksichtigung von Mehrkosten für nachweislich 
umweltfreundliche Baustoffe, entweder durch erleichterte 
Abschreibungsmöglichkeiten oder durch Bonusregelungen, um 
ökologisches Bauen nicht finanziell zu benachteiligen.  

Um Akzeptanz und Praktikabilität zu gewährleisten, sollten die aufgezeigten 
Punkte – insbesondere die Nachteile für nachhaltige Bauweisen und die 
unzureichend praxistauglichen Neuregelungen des § 8 EStDV – nachgebessert 
werden.  

 

 
 

 


